
ger für die Schuld ihrer von der Masse geduldeten frü­
heren Repräsentanten führen mußte.

Die These einer die Grenzen des souveränen Einzel­
staates kühn überspringenden permanenten, kollek­
tiven Intervention ist noch radikaler als bei Zinn in 
jüngerer Zeit von A r n d t 7 )  entwickelt worden. Arndt 
beruft sich auf die bekannte Äußerung des amerikani­
schen Delegierten in der Atomkommission der UN, 
Bernard Baruch: „Alles, was geschieht, gleichgültig
wo und wie, was den Frieden der Welt oder die wirt­
schaftliche Stabilität bedroht, geht jeden und alle von 
uns an.“ Hieraus, vor allem aber aus der voraufgegan­
genen internationalen Entwicklung (Spanienkonflikt, 
Kellogg-Pakt, Atlantische Urkunde, Satzung der Ver­
einten Nationen) deduziert Amdt das Interventions­
prinzip als permanenten Grundsatz jenes „internationa­
len Staatsrechts“, das zwingendes Recht nicht zwischen 
weiter selbständig gedachten Staaten (wie das bis­
herige Völkerrecht), sondern immittelbar für die Staaten 
selbst setze. Von diesem Ausgangspunkt gelangt auch 
Arndt zu einem nur noch von den Vereinten Nationen 
im Einzelnen nach Wortlaut und Sinn festzulegenden 
Kodex der Menschenrechte Aller, der auch dem schul­
digen und unterlegenen Deutschland automatisch 
Rechte gäbe. Von hier aus empfindet er es als tragi­
sches Paradox, „daß man dem deutschen Volke, um 
ihm die Menschenrechte wiederzugeben, sie ihm vorent­
hält“. So ehrenwert die humanistische Tendenz solcher 
Auffassungen ist, ihr politischer Irrealismus und da­
mit ihre rechtliche Unangemessenheit offenbart sich in 
derartigen Folgerungen. Im Grunde akzeptiert Arndt 
damit ja doch nur die von ihm an anderer Stelle ab­
gelehnte Anschauung L a u n s ' ) ,  derzufolge der das 
Völkerrecht beherrschende Grundsatz der Gleichheit 
aller Völker im Falle Deutschlands seit der Besetzung 
aufgehoben sei. Indessen, wie liegen die Dinge? 
Deutschland, völkerrechtlich wie in der politischen Re­
alität durch die Machthaber des Dritten Reiches von 
Januar 1933 bis zum Mai 1945 wirksam vertreten, hat 
sich unbestrittenermaßen haftbar gemacht für die An­
stiftung und Führung des faschistischen Raubkrieges. 
Es büßt jetzt das Verschulden seiner repräsentativen 
Staatslenker von damals durch teilweisen Entzug des 
völkerrechtlich gebotenen Freiheits- und Selbstbestim­
mungsrechts. Hat je ein Rechtsgelehrter einem wegen 
Freiheitsberaubung zu Freiheitsstrafe Verurteilten mit 
der Erwägung zur Seite gestanden, der gleiche. Staat, 
der die Freiheit Aller verbürge, könne die Freiheits- 
Unterdrückung durch einen Einzelnen nicht ohne 
Selbstwiderspruch durch zeitweise Beschränkung seiner 
Freiheit bestrafen? Wohl gibt es, vom Standpunkt des 
Straffälligen, zweierlei Recht: eins für den recht­
mäßig Handelnden und ein Sonderrecht für ihn, den 
Rechtsbrecher, aber diesem Gedankengang folgen, heißt 

' die Wiederherstellung des Rechts durch Negation seiner 
Negation unmöglich machen.

In Wahrheit wird weder Arndt noch Zinn sich die 
Rechtsperspektive des uneinsichtigen Straffälligen zu 
eigen machen. Sie geraten nur in der Konsequenz ihres 
irrealistischen Sprungs über die Grenzen des nationa­
len Selbstbestimmungsrechts») einerseits, über die 
Haftung des Repräsentierten für den Repräsentan­
ten'») andererseits praktisch in die Nachbarschaft der­
art nihilistischer Rechtsauffassungen. N i c h t  eine 
p e r m a n e n t e  automatische I n t e r v e n t i o n ,  s o n ­
d e r n  nur eine k o n k r e t e  verabredete entspricht der 
Realität des heutigen Völkerlebens auf einer noch von 
entgegengesetzten Formen und Inhalten der Gesell­
schaftsorganisation beherrschten Erde. Das mag nicht 
immer so bleiben, und die Zukunft mag die Richtung

■) Adolf Arndt: „Die Wandlung“ 1947, S. 106 ff.
*) Rudolf Laun, „Die Zeit“ (Hamburg) v. 19. 12. 1946.
•) Arndts Hinweis auf die Politischen Klauseln der mit den 

Satelliten-Staaten abgeschlossenen ‘ Friedensverträge (nach 
dem Muster der Art. 15 u. 17 des Vertrages mit Italien) er­
klärt in keiner Weise, inwiefern völkerrechtliche Vertrags­
gebote jetzt den Charakter von internationalem Staatsrecht an­
genommen haben sollen.

■o) Der Satz Zinns: „Die Behauptung einer Kollektivschuld 
ist nur einem kollektivem Denken möglich, wie es totalitären 
Staaten und totalitären Parteien eigen ist“, beruht auf einer 
Verkennung der Vertreterhaftung.

auf eine homogenere Völkerrechtsordnung nehmen, be­
sonders dann, wenn die sich widersprechenden Wirt­
schafts- und Gesellschaftsverfassungen einer größeren 
Einheit weichen sollten. Im Augenblick ist es nicht so, 
eine realistische Rechtswissenschaft aber hat nur die 
Gegenwart zu erklären und die Zukunft der Entwick­
lung der Kräfte zu überlassen.

Im konkreten Falle der Auseinandersetzung mit dem 
deutschen Faschismus lag eine echte Interventions­
abrede mit einem während des Krieges aufgestellten, 
nach dem Siege aufrechterhaltenen Interventionspro­
gramm vor. Das bedarf keiner erneuten Darlegung.") 
Auf der Erkenntnis dieses Umstandes ruht die richtige 
Einordnung der alliierten Besetzung Deutschlands 
weder als bloße Kriegsokkupation nach dem Muster 
der Haager LKO noch als eines lediglich die Gnaden­
instanz feststellenden Debellationsstatus, sondern als 
politische Zweckokkupation, die Auftrag und einzige 
Schranke in dem hier zugrunde gelegten Interventions­
programm findet. Diese Auffassung hat in der inter­
nationalen Erörterung freilich einen gewichtigen Geg­
ner in dem Schweizer Gelehrten Georges S a u s e r -  
H a l l " 0  gefunden, der die Interventionsabrede aus 
tatsächlichen Gründen bestreitet. Er meint, wenn die 
Nazis nicht ihre Weltherrschaftspläne hätten durch­
setzen wollen, wäre ihnen niemand in den sog. Inter­
ventionsstaaten entgegengetreten; das beweise die 
diplomatische Zurückhaltung von jeglicher Ein­
mischung in der Zeit von 1933 bis 1939. Das klingt 
bestechend, ist es aber m. E. nicht. Abgesehen von der 
gerade in dieser Epoche auf ideologischem wie real­
politischem Gebiete durchgeführten Kontroverse zwi­
schen der Sowjet-Union und dem Dritten Reich, mußte 
der Augenblick kommen, in dem die Mandanten Hitlers 
im Raubkrieg den letzten Ausweg sahen, d. h. der 
Augenblick des Überfalls auf die in dieser oder jener 
Weise demokratisch organisierten Völker. Von da an 
aber war die dauerhafte Verteidigung ihrer äußeren 
Existenz nur noch denkbar durch Ausmerzung des 
faschistischen Systems, dadurch, daß sie den Raub­
krieg des nazistischen Imperialismus in einen Inter­
ventionskrieg zur Wiederherstellung der deutschen 
Demokratie verwandelten. Rechtlich muß jedenfalls 
genügen, daß im L a u f e  des 2. Weltkrieges der Inter­
ventionscharakter in den Konferenzprotokollen ein­
deutig hervorgetreten und bei Beendigung des Krieges 
ausdrücklich festgehalten worden ist.

Denn in Konsequenz der Interventionstheorie muß 
man zu der realistischen Annahme gelangen, daß durch 
das faktische Erlöschen aller Regierungsautorität von 
ausreichender Effektivität in Verbindung mit der be­
dingungslosen Übergabe der Wehrmachtsteile der Krieg 
in Deutschland sein tatsächliches und rechtliches 
Ende'3) gefunden hat. Er ist über die Schwelle der 
Debellation''') hinweg in das Stadium der Intervention 
getreten, deren erste Epoche in einer kommissarischen, 
nur durch das Interventionsprogramm begrenzten Dik­
tatur der Okkupationsmächte besteht, vom Augenblick 
der von ihnen festgestellten Friedensreife an in den 
zweiten Abschnitt vertraglicher Friedensregelung und 
souveräner Durchführung des geschlossenen Vertrages 
übergehen soll. Der Konsens zur Bildung einer demo­
kratischen Nationalregierung kommt der Aufhebung 
jener politischen Gebrechlichkeitspflegschaft'5) gleich, 
die zunächst über uns verhängt werden mußte, und 
bildet die Grundlage für eine selbständige Regelung un­
serer Umweltbeziehungen, d. h. für einen die Inter­
ventionsziele freiwillig akzeptierenden und realisieren­
den Vertrag. In der Konsequenz der Debellationstheo-

") Ich verweise auf meinen zit. Aufsatz: NJ 1947, S. 146 ff.
") Georges Sauser-Hall: „Inoccupation de l’Allemagne par 

les Puissances Alliöes“ in Schweizerisches Jahrbuch für inter­
nationales Recht 1946, Bd. Ill, S. 9 ff., bes. S. 35.

1J) Ebenso Zinn aaO S. 9.
") Schon Meurer (AöR Bd. 33, S. 353 ff., bes. S. 360) weist 

darauf hin, daß auf Debellation Annektion folgen kann, nicht 
folgen muß.

'* *) Ähnlich, wenn auch unbestimmter, Sauser-Hall aaO
S. 58: „L’Allemagne est dans la Situation d’une personne pri- 
vöe de l’exercice de ses droits et qui ne peut agir que par 
l’interm£diaire d’un reprSsentant juridique."
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